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E d i t o r i a l

Liebe Leserinnen und Leser,

ÖPP sind „kein Allheilmittel, aber eine gute
Alternative“, so sieht es Bundesminister Dr.
Peter Ramsauer in seinem Beitrag in diesem
P-Newsletter. Damit befindet er sich in guter
Gesellschaft. Auch die Rechnungshöfe des
Bundes und der Länder betrachten ÖPP als
eine „wertneutrale Beschaffungsvariante zu
konventionellen Bau- und Finanzierungsmo-
dellen“. Die Erwartungen dürfen nicht zu
hoch gesteckt werden. ÖPP bedeuten nicht
Bauen ohne Geld, sind aber eine Chance,
Projekte effizient und nachhaltig umzuset-
zen. Dass dies auch unter Einbeziehung des
Mittelstands möglich ist, zeigt das in dieser
Ausgabe vorgestellte Projekt aus Hamburg.
Eine stärkere Berücksichtigung des Mittel-
stands fordert u.a. Dirk Fischer, Mitglied im
Verkehrsausschuss des Bundestags. Darüber
hinaus berichten wir über die aktuelle Ent-
wicklung im Rahmen der EU, wo eine hoch-
politische Vergaberichtlinie für Konzessio-
nen auf den Weg gebracht wurde.

Eine anregende Lektüre wünscht Ihnen
Christian Scherer-Leydecker

BEIDE PERSPEKTIVEN sind zumindest deut-
lich überzogen. ÖPP brauchen eine differen-
zierte Betrachtung. Dazu gehört zunächst
einmal die Feststellung, dass es sich nicht um
eine Finanzierungsalternative handelt, son-
dern um eine Beschaffungsalternative. An-
ders formuliert: ÖPP dürfen nicht eingesetzt
werden, wenn das Projekt konventionell
nicht durchgeführt werden kann. Ziel darf
nicht sein, Finanzierungsmittel für sonst
nicht durchführbare Projekte zu generieren.
Stattdessen muss es immer darum gehen, ei-
ne andere, mindestens ebenso wirtschaftli-
che Beschaffungsvariante in Betracht zu zie-
hen.

ÖPP führen auch nicht zu wundersamer
Geldvermehrung. Es handelt sich bei den
Partnerschaften lediglich um eine andere
Art, die Planungs-, Bau-, Betriebs- und Erhal-
tungsleistungen am Markt einzukaufen. Da-
bei geht es ausschließlich um die Frage der
Effizienz. 

Die öffentliche Hand muss bei einem ÖPP-
Projekt über die gesamte Vertragslaufzeit in
nicht unerheblichem Umfang Zahlungen an
den privaten Partner leisten. Hierfür muss sie
rechtzeitig finanzielle Vorsorge treffen durch
die langfristige Bereitstellung von Mitteln im
Bundeshaushalt. 

Auch bei konventioneller Beschaffung wer-
den die Planungs-, Bau- und Erhaltungsleis-
tungen zu 100 Prozent bei Privaten einge-
kauft, der Betriebsdienst zumindest in Teilen.
Der Unterschied zur konventionellen Be-
schaffung ist, dass bei einer öffentlich-priva-
ten Partnerschaft die gesamte Leistung in-
klusive anteiliger Finanzierung in einem Ge-
samtpaket ausgeschrieben wird. Die Risiken
werden dabei auf den Auftragnehmer über-
tragen. Diese alternative Beschaffung durch
Beauftragung eines Generalunternehmers
mit entsprechendem Risikotransfer ist nicht
unüblich im Wirtschaftsleben: Das kennen
wir vom eigenen Hausbau, aber auch von
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Kein Allheilmittel, 
aber eine gute Alternative
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staatlicher Verantwortungsbereiche.
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IM DEZEMBER 2011 hatte die Europäische
Kommission einen Vorschlag für eine Richtli-
nie über die Konzessionsvergabe (KOM
[2011] 897) endgültig vorgelegt. Die Einfüh-
rung der neuen Vorschriften für die Vergabe
von Konzessionen, die sich auch auf Dienst-
leistungskonzessionen erstrecken, ist zwar
politisch höchst umstritten, wahrscheinlich
aber nicht aufzuhalten. 

Konzessionen spielen im Vergaberecht der
EU schon immer eine Sonderrolle. Diese be-
sondere Art öffentlicher Aufträge ist dadurch
charakterisiert, dass die Gegenleistung der
Bau- und Dienstleistungskonzession nicht in
der Zahlung eines Preises, sondern in der Ein-
räumung eines Nutzungsrechts besteht, zum
Beispiel dem Recht, für den Bau eines Tun-
nels Maut zu erheben oder für den Betrieb

einer Schulmensa Erlöse aus dem Verkauf
der Speisen zu erwirtschaften. 

Das heutige Vergaberecht regelt nur die Bau-
konzession. Bislang nicht durch das Vergabe-
recht geregelt sind die Dienstleistungskon-
zessionen. Deren Einbeziehung in das Verga-
berecht stößt daher auf großen Widerstand
insbesondere bei den Kommunen und kom-
munalen Unternehmen, weil die geplante
Neuregelung die Anwendbarkeit der Verga-
beregeln auf den Abschluss von Konzes-
sionsverträgen für den Betrieb von Strom-
und Gasversorgungsnetzen oder Wasserver-
sorgungsnetzen zur Folge hat. 

Während sich die Bundesregierung in den
europäischen Gremien einer Konzessions-
richtlinie gegenüber aufgeschlossen zeigt

und diese im Ministerrat unterstützt hat,
stemmen sich die Bundesländer gegen die
Verabschiedung der Richtlinie. Im März 2012
hat sich der Bundesrat daher gegen das neue
Vergaberecht für Konzessionen ausgespro-
chen. 

Dessen ungeachtet wird das Verfahren in
den europäischen Institutionen weiter ver-
folgt und insbesondere von den kommuna-
len Interessenvertretern kritisch begleitet. Im
Juvin-Bericht (2011/0437 [COD]) vom 23. Ja-
nuar 2013 werden insgesamt 115 Änderun-
gen zu dem Richtlinienentwurf der Kommis-
sion vorgeschlagen. Diesen Änderungsvor-
schlägen hat der Ausschuss für Binnenmarkt
und Verbraucherschutz des Europäischen
Parlaments am 24. Januar 2013 zugestimmt.
Vom Anwendungsbereich der Richtlinie Ü

der Errichtung anderer Groß- und Kleinpro-
jekte. 

Entscheidend für die Frage, ob sich ein Pro-
jekt für ÖPP eignet, ist die Wirtschaftlichkeit.
Längst nicht alle Bundesfernstraßenmaßnah-
men kommen deshalb als ÖPP-Projekte in
Betracht. Vielmehr müssen die Projekte be-
stimmte wirtschaftliche und technische An-
forderungen erfüllen. Die Bundeshaushalts-
ordnung verlangt hier, dass wir die ÖPP-Um-
setzungsalternative prüfen. Wenn sie genau-
so wirtschaftlich oder wirtschaftlicher ist als
die konventionelle Umsetzung, sind die Vor-
aussetzungen für einen ÖPP-Vertrag gege-
ben. 

Die Vorteile solcher Projekte liegen auf der
Hand: ÖPP-Projekte haben durch den Le-
benszyklusansatz sehr spezifische Anreiz-
strukturen, die dazu führen, dass die Priva-
ten ein Eigeninteresse haben, in möglichst
hoher Qualität zu bauen. Denn sie sind nicht
nur 5 Jahre für den Bau verantwortlich, son-
dern in der Regel 30 Jahre. Zudem führen die
Anreizstrukturen dazu, dass die Privaten den
Bau innerhalb kurzer Vertragsfristen realisie-
ren. Das belegen unsere Erfahrungen mit
den ersten fertiggestellten ÖPP-Projekten:
der A8 zwischen Augsburg und München,
der A4 zwischen der Landesgrenze Thürin-

gen–Hessen und Gotha sowie der A1 zwi-
schen Bremen und Hamburg. Bei all diesen
ÖPP-Projekten im Bereich von Bundesfern-
straßen haben die Auftragnehmer den Aus-
bau jeweils vor dem vereinbarten Fertigstel-
lungstermin beendet. Das ist auch volkswirt-
schaftlich vorteilhaft. Denn so sind die Stra-
ßen für die Autofahrer früher nutzbar, was
durchaus von volkswirtschaftlicher Relevanz
ist. Über Gebühr lange Bauzeiten, die in der
Regel zu Staus führen, können so vermieden
werden. Grundlage für die Umsetzung von
ÖPP bleibt eine gründliche und intensive
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. Durch sie
werden auch Projektrisiken analysiert und
bewertet, wie wir das im konventionellen
Straßenbaugeschehen bisher nicht kennen.
Der Erkenntnisgewinn durch derartige
Untersuchungen ist beträchtlich. ÖPP liefern
so einen zusätzlichen Beitrag zur Moderni-
sierung der Verwaltung und zu mehr wirt-
schaftlichem Denken und Handeln. Die Ge-
samtbetrachtung eines Projekts über den
gesamten Lebenszeitraum hinweg ist ein aus
meiner Sicht sehr sinnvoller Ansatz, von dem
wir profitieren können.

Konstruktive Kritik sowie Anregungen zur
Verbesserung des Beschaffungsinstruments
sind immer willkommen. ÖPP sind keine fest-
gefügte Form. Es muss bei jedem einzelnen

Projekt um den besten Weg gehen. Das gilt
bei der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
ebenso wie beispielsweise bei der Frage, wie
es uns gelingen kann, noch mehr mittelstän-
dische Unternehmen in ÖPP-Projekte einzu-
binden. Diese sind bisher nicht als Konsorti-
alführer, sondern überwiegend auf der nach-
geordneten Ebene tätig. Aber ich bin zuver-
sichtlich, dass wir mit unseren veränderten
Projektstrukturen auch den Mittelständlern
eine faire Chance bieten. 

ÖPP sind kein Allheilmittel. Aber sie sind eine
Chance, notwendige Projekte besser und
wirtschaftlicher umzusetzen. Diese Chance
sollten wir nutzen. Das gelingt am besten
mit einer nüchternen, sachlichen und unide-
ologischen Herangehensweise. Ziel sollte es
sein, mit Hilfe dieser Beschaffungsvariante
einen möglichst großen volkswirtschaft-
lichen Mehrwert zu generieren – nicht mehr
und nicht weniger. Û
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Fortsetzung von Seite 1: Kein Allheilmittel, aber eine gute Alternative

V e r g a b e r e c h t

Neue Vorschriften bei der Konzessionsvergabe

Von Dr. Christian Scherer-Leydecker
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Bundesminister für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
Wilhelmstraße 68 / Zi. 3.357
D-10117 Berlin
+49 30 227 - 72239 oder 
- 72240
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ausgenommen sind Kommunalkredite und
Notfallrettungsdienste. Darüber hinaus
konnten Erleichterungen im Zusammenhang
mit der interkommunalen Zusammenarbeit
und den Inhouse-Vergaben durchgesetzt
werden sowie Sonderregelungen für den
Wasserbereich. Zudem wird nach dem Be-
schluss des Binnenmarktausschusses der
Schwellenwert für die Anwendung der
Richtlinie von 5 Millionen auf 8 Millionen Eu-
ro erhöht. 

Das Konzessionsvergaberecht bleibt nach
wie vor höchst umstritten. Der eigentliche
Paradigmenwechsel dürfte mit der Erstre-
ckung des Vergaberechtsschutzes auf
Dienstleistungskonzessionen einhergehen.
Die Ausweitung des Anwendungsbereichs
dürfte eine stärkere Kontrolle und gegebe-
nenfalls auch Umstrukturierungen mit dem
Ziel zur Folge haben, die Kriterien für die
Ausnahme von der Anwendung des Konzes-
sionsvergaberechts zu erfüllen. Man darf da-

her auf die weitere Entwicklung sehr ge-
spannt sein. Û
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?Herr Fischer, Sie fordern, bei der Vergabe
von ÖPP-Projekten den Mittelstand stär-

ker zu berücksichtigen. Wie kann das gelin-
gen?

!Zum einen kommt es immer darauf an,
dass wir in der Ausschreibung Lose wäh-

len, die noch mittelstandsverträglich sind.
Außerdem müssen auch regelmäßig Arbeits-
gemeinschaften gebildet werden, in denen
mehrere Unternehmen mitwirken können.
Ich kann mir sehr gut vorstellen, dass im Rah-
men solcher Arbeitsgruppen nicht bloß grö-
ßere Mittelständler – das ist ja ein recht weit
gefasster Begriff –, sondern auch kleine
handwerkliche Betriebe einbezogen werden
können.

?Aber könnten nicht zu kleine Losgrößen
und zu komplexe ArGe-Strukturen im

Widerspruch zum ganzheitlichen Ansatz von
ÖPP stehen?

!Bei den Arbeitsgemeinschaften ist ent-
scheidend, dass sie funktionsfähig sind. Es

darf nicht passieren, dass nach drei Monaten
die beteiligten Firmen im Clinch liegen oder
nach sechs Monaten zwei Firmen pleitege-
hen. Die Gruppen müssen daher sehr sorg-
fältig zusammengestellt werden. Was die
Komplexität der Projekte angeht: Die ist ja
nicht nur für Mittelständler schwer zu stem-
men, sondern durchaus auch für größere
Bauunternehmen. Das ist generell zu beach-
ten. Daher finde ich es ratsam, die Refinan-
zierung so zu kalkulieren, dass die Projekt-
verantwortung bereits zu einem Zeitpunkt
an den Staat übergeht, zu dem der Lebens-
zyklus einer Investition noch nicht abge-

schlossen ist. Ansonsten haben Konzessionä-
re eine zusätzliche Risikobelastung, die von
den Unternehmen nur schwer getragen wer-
den kann.

?Zwecks besserer Einbindung des Mittel-
stands fordern Sie auch, die Eignungs-

prüfungen bei der Vergabe zu vereinheit-
lichen und nachvollziehbarer zu machen.
Sind die entsprechenden Anforderungen bis-
her zu hoch und damit ein Hindernis für den
Mittelstand?

!Ich denke nicht, dass die Anforderungen
zu hoch sind. Es muss immer gefragt wer-

den: Welche Aufgabe übernehmt ihr? Seid
ihr wirklich in der Lage, das zu stemmen?
Kann euer Finanzportfolio eine stabile Pro-
jekterfüllung gewährleisten? Dazu kommt
immer auch die vergleichende Wirtschaft-

lichkeitsuntersuchung, denn es kann dem
Staat nicht zugemutet werden, unwirt-
schaftliche Modelle zu wählen. Bei der Ver-
gabe sind aber immer auch volkswirtschaftli-
che Aspekte zu berücksichtigen, die sich
häufig nicht unmittelbar in den Kassen des
Bundes, der Länder oder der Kommunen
niederschlagen. Im Straßenbau beispiels-
weise kann die Gewährleistung einer frühe-
ren Verfügbarkeit volkswirtschaftlich gese-
hen positive Effekte mit sich bringen, indem
Stauzeiten abgebaut werden. Wichtig ist je-
denfalls, dass wir ein einheitliches Instru-
ment der Projektsteuerung entwerfen und

die Methode der Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung weiterentwickeln. Das muss standar-
disiert werden. Daran arbeiten wir zurzeit
noch. 

?Einige Kritiker bemängeln, der Ruf nach
Mittelstand bei ÖPP-Projekten werde zu-

weilen von der Politik missbraucht, um der
lokalen Wirtschaft Wettbewerbsvorteile zu
verschaffen und andere Anbieter auszu-
schließen. Finden Sie den Vorwurf nachvoll-
ziehbar? 

!Natürlich freut man sich immer, wenn von
einem Projekt auch die lokale Wirtschaft

profitiert, denn damit ist ja auch die lokale
Beschäftigung verknüpft. Aber wir sind
selbstverständlich dazu verpflichtet, europa-
weit auszuschreiben. Daher erfolgt die Ver-
gabe stets objektiviert und gerichtlich über-
prüfbar. Wir können ja kein Vorhaben ein-
fach freihändig vergeben oder in irgendeine
Richtung steuern. Angesichts des europäi-
schen Ausschreibungs- und Vergaberechts
kann es selbstverständlich sein, dass gar kei-
ne deutsche Firma zum Zuge kommt, son-
dern stattdessen Unternehmen aus dem
Ausland, etwa aus Polen oder Holland. Das
übrigens auch in der Praxis keineswegs sel-
ten der Fall.

M i t t e l s t a n d  b e i  d e r  V e r g a b e  s t ä r k e r  b e r ü c k s i c h t i g e n

„Klare Ausschreibungs regeln sind nötig“

Interview mit Dirk Fischer (CDU), MdB und Mitglied im Verkehrsausschuss des Bundestags

Û

Dirk Fischer
Mitglied des Deutschen
Bundestags
Unter den Linden 71
D-10117 Berlin
+49 30 227 - 77031
dirk.fischer@bundestag.de

„Wir müssen die Methode der 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung

weiterentwickeln.“

Fortsetzung von Seite 2: Neue Vorschriften bei der Konzessionsvergabe
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INVESTITIONSVORHABEN der öffentlichen
Hand stehen immer im Blickpunkt des öf-
fentlichen Interesses. Es muss nicht gleich
der Berliner Flughafen sein, der bundesweite
Aufmerksamkeit erhält. Auch viele kleine
Gemeinden stehen vor Herausforderungen,
wenn es beispielweise um die Errichtung von
Kitas oder Schulzentren geht. Leider sind
auch hier Kosten- und Terminüberschreitun-
gen – teils in drastischen Größenordnungen
– eher die Regel als die Ausnahme. Denn bei
der üblicherweise stark arbeitsteiligen Glie-
derung des Ausschreibungsprozesses mit
seinen zahlreichen Schnittstellen zwischen
allen Planungs- und Fachplanungsleistungen
sowie den einzelnen Baugewerken ist die Si-
cherstellung der Kosten- und Terminsicher-
heit kein leichtes Unterfangen.

Typische Neubauprojekte bundesdeutscher
Kommunen bewegen sich in einem Kosten-
rahmen zwischen 2 Millionen und 20 Millio-
nen Euro. Oftmals handelt es sich aus Sicht
der jeweiligen Verwaltung um Einzelprojek-
te. Regelmäßige Erfahrungen können so
nicht gesammelt werden. Gleichzeitig ist der
Verwaltungsapparat oft nicht darauf ausge-
richtet, solche „Großprojekte“, wie sie sie
für kleinere Kommunen nun mal darstellen,
zu stemmen. Mangels Erfahrung fühlen sich
zudem nicht nur kleine Verwaltungen über-
fordert, die oft komplexen Projektziele mit
den Vorgaben des Vergaberechts in Einklang
zu bringen, die einerseits ein immer formale-
res Vorgehen zu erfordern scheinen und an-
dererseits primär auf das billigste Angebot
ausgerichtet sind. Es stellt sich die Frage
nach einer geeigneten Herangehensweise.

Öffentlich-private Partnerschaften als eine
Möglichkeit werden momentan vielerorts
hinterfragt. Dabei hält sich hartnäckig das
Missverständnis, es würde sich dabei nur um
ein Finanzierungsinstrument handeln. Finan-
zierungsvorteile können jedoch nur in Aus-
nahmefällen generiert werden. Es handelt
sich vielmehr um ein Beschaffungsinstru-
ment, bei dem die wesentlichen Wirtschaft-
lichkeitsvorteile dadurch entstehen, dass ein
Gesamtleistungspaket zur Errichtung einer
Immobilie in einem einzigen Vergabeverfah-
ren ausgeschrieben wird und so eine wirt-

schaftliche Gesamtoptimierung aller Investi-
tions- und Folgekosten erfolgt. Werden zu-
sätzlich auch Leistungen in der Nutzungs-
phase vergeben, wird eine weitere Phase des
Lebenszyklus in die Optimierungsüberlegun-
gen einbezogen. Dies kann zu weiteren Effi-
zienzeffekten führen, die Grundlagen für die
hier erzielbaren Wirtschaftlichkeitsvorteile
werden jedoch ebenfalls durch eine entspre-
chend optimierte Planung gelegt.

Das Ziel in der Planungs- und Bauphase ist,
die Kostenverantwortung weitgehend mit
Hilfe eines Pauschalfestpreises und garan-
tierter Fertigstellungstermine auf den Anbie-
ter zu übertragen, indem dieser nicht nur al-

le Bauleistungen wie ein Generalunterneh-
mer erbringt und koordiniert, sondern auch
alle notwendigen Planungen erstellt und ver-
antwortet. So kann im Wettbewerb um den
Zuschlag in einem iterativen Prozess aus Ge-
samtplanung und Kostenkalkulation eine
wirtschaftliche Gesamtoptimierung erfol-
gen, bei der auch Fragen der Nachhaltigkeit
und Energiekostensenkung berücksichtigt
werden. In den so organisierten Vergabever-
fahren erfolgt quasi ein Architektenwettbe-
werb mit verbindlichen Kostenzusagen, so
dass für den Zuschlag ein Preis-Leistungs-
Verhältnis bewertet werden kann und die
Kosten vor Baubeginn feststehen. Die Vorga-
be und die Bewertung von Qualitäten führt
dazu, dass das wirtschaftlichste – also nicht
das billigste, sondern das preiswerteste – An-
gebot beauftragt werden kann.

Im Zuge einer konstruktiven und sachlichen
Auseinandersetzung mit ÖPP können Fakto-
ren analysiert und genutzt werden, die aus
Sicht öffentlicher Auftraggeber, die bereits
mehrere Projekte durchgeführt haben, we-
sentlich für die Vorteile verantwortlich sind.

Zum einen führt die Notwendigkeit, viele
Eventualitäten in der Nutzung zu antizipie-
ren, zu einem größeren Erkenntnisgewinn

vor Ausschreibungsbeginn und einer stärke-
ren gedanklichen Durchdringung des Vorha-
bens durch fachbereichsübergreifende Pro-
jektarbeitsgruppen. Darüber hinaus ist der
jeweilige Wettbewerb von Architekturent-
würfen nicht nur mit Kostenschätzungen,
sondern mit verbindlichen Baupreisen ver-
bunden. Das Planungsrisiko bleibt beim Auf-
tragnehmer. Größere Kostentransparenz
senkt dabei oft die Wahrscheinlichkeit nach-
träglicher Nutzerwünsche. Dass die Zah-
lungspflicht für den öffentlichen Auftragge-
ber erst nach erfolgreicher Abnahme be-
steht, ist ein wesentliches Element der Risi-
koübertragung auf den Auftragnehmer.
Außerdem wird die Verwaltung in der Bau-
phase entlastet, da es nur einen Auftragneh-
mer gibt, der den Bauprozess eigenverant-
wortlich organisieren und die Gewerke koor-
dinieren muss. Neben der Entlastung beim
Baucontrolling wird so auch die Mängelver-
folgung erleichtert, denn der Auftragnehmer
trägt das Schnittstellenrisiko zwischen den
Gewerken.

All diese Aspekte führen dazu, dass diese
Bauvorhaben mit großer Kostensicherheit
durchgeführt werden. Eine statistische Erhe-
bung der VBD Beratungsgesellschaft für Be-
hörden mbH zeigt, dass viele Projekte genau
zu den angebotenen Kosten abgerechnet
werden. Die Höhe der Nachträge liegt bei
durchschnittlich 3 Prozent der Gesamtbau-
kosten, wobei in etwa die Hälfte auf nach-
trägliche Nutzerwünsche, die andere Hälfte
auf realisierte Boden- oder Bausubstanzrisi-
ken (bei Sanierungen) entfällt. Ausschlagge-
bend für den Gesamterfolg ist, dass nicht ein
idealtypisches und theoretisches ÖPP-Modell
umgesetzt wird, sondern stattdessen die we-
sentlichen ÖPP-Elemente individuell auf das
konkrete Projekt zugeschnitten und in geeig-
neter Form genutzt werden.

K o s t e n s i c h e r h e i t  i m  H o c h b a u

Mit ÖPP Kosten- und Terminüberschreitungen vermeiden
Bei der Realisierung von Bauvorhaben ist für Kommunen die Sicherung der Kosten- und Terminsicherheit besonders
wichtig. Gerade daran mangelt es jedoch bei der Umsetzung häufig. Ein auf die jeweiligen Umstände zugeschnitte-
nes alternatives Beschaffungsmodell kann Abhilfe schaffen.

Von Lars Fischer

Lars Fischer 
Prokurist und Senior
 Consultant 
VBD Beratungsgesellschaft 
für Behörden mbH
Litfaß-Platz 2
D-10178 Berlin
+49 30 285298 - 24
lars.fischer@vbd-beratung.de
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„Die Vorgabe und Bewertung 
von Qualitäten führt dazu, dass 
das wirtschaftlichste Angebot 

beauftragt werden kann.“
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AM STANDORT BRENNERHOF in Hamburg-
Moorfleet entsteht derzeit mit dem Kompe-
tenz- und Beratungszentrum Gartenbau und
Landwirtschaft eine zentrale Anlaufstelle für
den Agrarbereich. Ziel des Bauprojekts ist,
Ausbildungs- und Beratungsleistungen
räumlich und organisatorisch zu bündeln
und die länderübergreifende Zusammenar-
beit im Agrarsektor zu fördern. Das neue
Zentrum umfasst einen Gebäudekomplex
mit Büro-, Schulungs- und Besprechungsräu-
men, Gewächshausanlagen und Ausbil-
dungshallen sowie Lagerräumen. Die Stadt
Hamburg setzte auf eine Realisierung als
ÖPP-Projekt.

In einem europaweiten Vergabeverfahren
hatte sich die mittelständische Otto Wulff
Bauunternehmung – vertreten durch die Ot-
to Wulff PPP Brennerhof GmbH – gegen
zahlreiche Mitbewerber durchgesetzt. Für
die Vergabe ausschlaggebend war das wirt-
schaftlichste Angebot für Planung, Errich-
tung, Finanzierung und Facility-Manage-
ment.

Mit dem 24-Millionen-Euro-Projekt setzt die
Stadt Hamburg in doppelter Hinsicht neue
Maßstäbe: Zum einen gibt es bisher bundes-
weit kein vergleichbares Projekt mit derart
komplexer Gewächshaustechnik, das in öf-
fentlich-privater Partnerschaft realisiert wur-
de. Zum anderen ist Hamburg bislang der
einzige Stadtstaat, der mit einem Kompe-
tenz- und Beratungszentrum Gartenbau und
Landwirtschaft eine zentrale Anlaufstelle für
den Agrarsektor schafft.

Grundlage des Vertrages, der Ende Novem-
ber 2011 einvernehmlich unterzeichnet wur-
de, ist der sogenannte Lebenszyklusansatz.
Dieses ganzheitliche Konzept berücksichtigt
die gesamte Lebensdauer einer Immobilie.
Alle Leistungen – von der Planung über den
Bau und den Betrieb inklusive der Instand-
haltung bis hin zur Finanzierung – werden
aus einer Hand sichergestellt. Ähnlich wie
bei der mehrfach ausgezeichneten 
HafenCity-Schule ist Otto Wulff für die Be-
reitstellung und die Bewirtschaftung der Im-
mobilie über einen Zeitraum von 25 Jahren
verantwortlich. 

Die langfris-
tige Verant-
wor t l i chke i t
aufgrund des
Lebenszyklusan-
satzes entspricht
auch dem nachhal-
tigen Charakter des
Baus, der nach  Ent-
würfen der Architekten
Timm + Goullon und
der MSB Landschaftsar-
chitekten realisiert wird.
Durch die Installation einer
energieeffizienten Holzpelletheizung wird
auf regenerative Energiequellen zurückge-
griffen. Des Weiteren stellen großflächig be-
grünte Flachdächer nicht nur ein optisches
Highlight, sondern auch neuen Lebensraum
für Insekten, Vögel und andere Kleintiere
dar. Darüber hinaus sorgen sie für eine bes-
sere Luftqualität, unterstützen die Langlebig-
keit der Dachkonstruktion und bewahren die
Baukörper vor extremen Temperaturschwan-
kungen, UV-Strahlen, Hagel und Luftschad-
stoffen. Die dämmende Eigenschaft redu-
ziert außerdem den Heizbedarf und trägt zur
Nachhaltigkeit der gesamten Immobilie bei.

Das Familienunternehmen Otto Wulff ist eng
mit seiner Heimatstadt Hamburg verbunden:
So profitiert das Projekt von den sehr guten
Beziehungen in der Region und der langjäh-
rigen Vernetzung in der Branche. Durch die
Nähe des Firmensitzes zum Baustandort ist
außerdem gewährleistet, dass die Mitarbei-
ter schnell vor Ort sind und umgehend rea-
gieren können. Die mittelständische Unter-
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Starke Partner für grünes Zentrum
Die Stadt Hamburg realisierte ein innovatives Kompetenz- und Beratungszentrum für Gartenbau und Landwirtschaft
als ÖPP-Projekt in Kooperation mit einem Mittelständler. Der Vertrag orientierte sich am Lebenszyklusansatz. Dem-
nach liegt die Verantwortung für die Bereitstellung und die Bewirtschaftung für 25 Jahre beim privaten Partner.

Von Marc Hoischen

Marc Hoischen
Geschäftsführer
Otto Wulff PPP Brennerhof
GmbH
Archenholzstraße 42
D-22117 Hamburg
+49 40 73624 - 269
mhoischen@otto-wulff.de

nehmensstruktur ermöglicht zudem eine
schnelle und direkte Entscheidungsfindung.

Nichtsdestotrotz war der Zeitplan äußerst
straff kalkuliert: Im Februar 2012 war Baube-
ginn, obwohl erst sechs Monate danach die
finale Baugenehmigung erteilt wurde – das
Risiko übernahm bis dahin Otto Wulff. Ende
Januar 2013 wurde schließlich Richtfest ge-
feiert, und Ende Februar folgte die erfolgrei-
che Fertigstellung. Hier werden die Vorteile
eines mittelständischen Unternehmens deut-
lich: Dank der großen Flexibilität, der kurzen
Entscheidungswege und des umfangreichen
Erfahrungsschatzes bei der Umsetzung öf-
fentlich-privater Bauprojekte konnten so-
wohl der Zeit- als auch der Kostenrahmen
eingehalten werden. Û

Otto Wulff GmbH
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Ein Beschluss des Oberlandesgerichts Düssel-
dorf vom Januar stärkt eine innovative ÖPP-
Variante im Zuge von Rekommunalisierun-
gen. Der Beschluss bezieht sich auf acht
NRW-Kommunen, die zusammen eine inter-
kommunale Netzgesellschaft (MNG) gegrün-
det haben. Gemeinsam mit einem privaten
Partner wollen sie den Betrieb der Strom-
und Gasnetze im Zuge einer Neuausschrei-
bung der Netzkonzessionen in eigene Hände
nehmen. Der strategische Partner soll beim
Betrieb der Versorgungsnetze Führungsauf-
gaben kaufmännischer und technischer Art
übernehmen. 

Die bisherigen Netzbetreiber wehrten sich
gegen das Vorhaben. Die Ausschreibung lau-
fe „auf eine Vorfestlegung des Konzessions-
nehmers bei den späteren Konzessionsver-
gaben hinaus“, so das Argument. Es sei jetzt

schon abzusehen, dass die MNG bevorzugt
werde. 

Diese pauschale Argumentation lehnte das
OLG Düsseldorf ab. Um den Vorwurf bestäti-
gen zu können, wären eingehendere Unter-
suchungen nötig, so das Gericht. Bei dem
Bestreben einiger Kommunen, mittels strate-
gischer Partnerschaften den Netzbetrieb zu
kommunalisieren, werde in mehrfacher Hin-
sicht rechtliches Neuland betreten.

Ö P P  b e i  R e k o m m u n a l i s i e r u n g e n

Gericht stärkt innovative ÖPP-Variante

Ausblick p-newsletter
➤ ÖPP und Klimawandel
➤ Klinikpartnerschaften

Der nächste p-newsletter erscheint im
September 2013.
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Veranstaltungskalender – März bis Oktober 2013

Termin Titel Thema (Auszüge) Veranstaltungsort Kontakt über

20.03.–21.03. 13. Betriebswirtschaftliches „Öffentliche Hand und Privatsektor gemeinsam congresscentrum Bauhaus-Universität Weimar

Symposium Bau für eine nachhaltige und effiziente Infrastruktur“ Neue Weimarhalle Tel.: +49 3643 7712918

UNESCO-Platz 1 info@symposium-bau.de

99423 Weimar http://www.uni-weimar.de/cms/

bauing/organisation/bwl-im-

bauwesen.html

16.04. 12. Jahrestagung Industrie- und Handelskammer Convent Kongresse GmbH

Public-Private-Partnership Frankfurt am Main Sabrina Föhre-Sperling

Börsenplatz 4 Tel.: +49 69 7940 95 65

60313 Frankfurt am Main info@convent.de

15.05.–25.06. Update Vergaberecht 2013 • Meilensteine der Rechtsprechung 2012/2013 an verschiedenen Standorten CMS Hasche Sigle

• Richtlinienvorschläge der EU-Kommission: von CMS Hasche Sigle Tel.: +49 30 203 601 264

wesentlicher Inhalt und aktuelle Diskussion (Stuttgart, Hamburg, jana.voss@cms-hs.com

• Workshop: Aktuelles zur Prüfung und Frankfurt a.M., Berlin, www.cms-hs.com

Wertung von Angeboten München, Leipzig, Köln)

07.10.–09.10. Expo Real 2013 16. Internationale Fachmesse für Gewerbe- Neue Messe München Neue Messe München

immobilien und Investitionen Messegelände Messegelände, 81823 München

81823 München Tel.: +49 89 949 116 28

Fax: +49 89 949 116 29

E-Mail: info@exporeal.net

17.10. 8. Bundeskongress ÖPP „Besser mit Partnern – neue Modelle für andel’s Hotel Berlin Behörden Spiegel

Infrastrukturen“, Verleihung des Landsberger Allee 106 Julian Einhaus

Innovationspreises PPP 2013 10369 Berlin Tel.: +49 30 55741246

julian.einhaus@behoerdenspiegel.de
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Mehr Effizienz bei 
Medizintechnik
Im Auftrag des Bundesministeriums der Fi-
nanzen hat die ÖPP Deutschland AG eine
Marktuntersuchung zu den Voraussetzun-
gen für Medizintechnikpartnerschaften
durchgeführt und dazu ein Grundlagenpa-
pier veröffentlicht. „Wir haben verschiedene
ÖPP-Projektstrukturen entwickelt, um durch
die Verzahnung der jeweils unterschied-
lichen baulichen und medizinischen Infra-
struktur eine Optimierung von Arbeitspro-
zessen zu ermöglichen“, sagt Burkhard
Landré, Direktor der ÖPP Deutschland AG.
„Dies kann für die Krankenhäuser zu wirt-
schaftlichen Vorteilen führen.“ Durch verein-
barte kurze Reinvestitionszyklen könnten die
Krankenhäuser schneller von Innovationen
profitieren und verbesserten so die Versor-
gungsqualität. Das Grundlagenpapier kann
auf der Internetseite der ÖPP Deutschland
AG kostenlos eingesehen werden. Û

Û


